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der Anfrage der Abgeordneten MELTER~ 
MEISSL, DroSCRINZI an den Bundesminister 
für soziale Verwaltung betreffend 'Unfall­
versicherung für Mitglieder der Freiwil-

ligen Feuerwehren 

Die anfragesteIlenden Abgeordneten beziehen sich auf eine 
vom Österreichischen Bundesfeuerwehrverband sm 23.10.1978 
gefaßte Resolution, in der im Interesse eiries wirksamen 
und ausreichenden Unfallversicherungsschutzes der Nit­
glieder der Freiwilligen Feuerwehren folgende Maßnahmen 
gefordert werden: 

1. Einführung einer Mindestbemessungsgrundlage (mindestens 
93.846 B) einheitlich für alle Feuerwehrmänner, gl~ich, 
ob selbständig oder unselbständig Erwerbstätige, nach 
dem bisherigen Prin~ip der Beitragsfreiheit, wobei 
eine jährliche Anpassung der BemesBungsgrundlage zu er­
folg~n hätte. 

2. Schaffung einer Vbergangsbestimmung nach dem Muster 
zahlreicher Leistungsverbesserungen in der Unfall-
und Pensionsversioherung der letzten Jahre, ~v"Onach das 
Leistungsausmaß der Höherversicheruug für die Zukunft 
(ab Abschluß der Höherversicherung) für bereits einge·­
tretene Versicherungsfälle gilt. 
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Die lmfragesteller sind der Meinung, daß diese Forde:!:'ungen 
vollauf b.arechtigt seien und richten daher an den Bundes- . 
minister für sozi.ale Verwaltung die folgende Anfrage: 

Wie lautet Ihre Stellungnahme zu der vom Österreichischen . 
Bundesfeuerwehrverband am 23. Oktober 1978 gefaßten Ent­
schließung? 

In Beantwortung dieser Anfrage beehre ich mich, folgendes 
auszuführen: 

Die Frage des Unfallversicherungsschutzes der Mitglieder 
der Freiwilligen Feuerwehren war schon wiederholt Gegen­
stand parlamentarischer Anfragen an den Bundesminister für 
soziale Ver,.;altung - .ich verweise diesbezüglich etwa auf' 
die Anfragen Nr.195/J-NR/1976, 1326/J und 1686/J. Wenn auch 
meines Erachtens in den jeweiligen Beantwortungen die Be­
hauptung, der sozialversicherungsrechtliche Schutz der frei­
willigen Feuerwehrmänner sei unbefriedigend und nicht aus­
reichend, entkräftet ,verden konnte, so möchte ich ehe ich 
auf die Anfrage näher eingehe, noch einmal meine Auffassung 
in dieser Angelegenheit klarstellen • 

. Fiir die Mi'tglieder der Freh'iilligen Feuerwehren war ur­
sprünglich im Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz eine 
eigene T~ilversicherung in der Unfallversicherung vorge­
sehen. Diese Teilversicherung, die mit einer Beitrags-

. pflicht verbunden 'tvar, sah auch eine eigene Bemessungs- . 
grundlage für die während des Feuerwehrdienstes einge­
tretenen Versicherungsfälle vor.. In der Folge \~urde diese 
Teilversicherung auf Drängen der Feuerwehren aufgelassen. 
An ihre Stelle' trat der Unfallschutz durch die Erweiterung 
des Arbeitsunfallbegriffeso Damit entfiel auch jede Bei­
tra.gspflicht. Diese beitragsfreie Unfallversicherungerfaßt 
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auch alle Feuerwehrmänner, die nicht bereits' auf Grund 
einer Erwerbstätigkeit unfallversichert sind. 

Im Bereich der Sachlei~tungen besteht im Bereich der 
Unfallversicherung überhaupt kein Unterschied zwischen 
dem'Unfallversicherungsschutz für Feuerwehrleute einer­
seits und für Dienstnehmer oder unfallversicher,te Selb­
ständige andererseits. Die Mitglieder. der Freiwilligen 

, , 

Feuerwehren erhalten so wie alle anderen unfallversicher~ 
ten Personen eine umfassende Unfallheilbehandlung und eine, 
volle prothetische Versorgung; soweit notwendig, werden 
ihnen auch alle Maßnahmen der beruflichen und sozialen 
Rehabilitation ge\iährt.. Im'Bereich der Geldleistungsan­
sprüche ergeben sich allerdings - wie noch auszuführen 
sein wird - Unterschiede, je nachdem, \~elche sonstige un';' 
fallversicherte Tätigkeit der freiwillige Feuerwehrmann' 
ausübt. 

11aßgebend für die Höhe der Unfallrente eines Feuerwehr­
mannes ist die Be~essungsgrundlage, die der einzelne 
Feuerwehrmann auf Grund seiner sonstigen linfallversiche­
rungspflichtigen Erwerbstätigkeit aufzuweisen hat .. 

Für nicht bereits auf Grund einer Erwerbstätigkeit in die 
Unfallversicherung einbezogene Feuerwehrmänner wird die' 
Bemessungsgrundlage gemäß § 182 ASVG nach billigem Ermessen 
durch die Unfallversicherungsträger festgesetzt. So beträgt 
die jährliche Bemessungsgrundlage nach dieser Gesetzesstelle 
beispielst~eise im Falle eines anläßlich des Feuerwehrein­
satzes in St.pölten am 30. Mai 1978 verunglückten Handels­
schülers laut Mitteilung der, Allgemeinen Unfallversicherungs­
anstalt 163.150,96 S. Die Geldleistungen, die im Leistungs­
falle gebühren, sind daher, je~ach der Erwerbstäti.gkeit, 

",: .. " 
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die ein Feuer''lehrma!'1..U ansonsten ausübt, von Fall zu Fall 
verschieden~ 

In diesem Zusammenhang ist aber darauf hinzuweisen 9 daß 
für alle ]'euerwehrmänner die Möglichkeit besteht, durch 
eine freh.;illige Höherversicherung die Geldleistungsan­
sprüche zu verbesserno Diese Versicherung kann jedes 
Bundesland bzwo jede Gemeinde für die Mitglieder der Frei­
willigen Feu.erwehren abschließen. Der Beitrag beträgt für 
jeden Versicherten 16 S im Kalenderjahro Bei· Abschluß ein·er· 
Höherversicherung wird die sich im Einzelfall ergebende 
Bemessungsgrundlage im Kalenderjahr um einen festen Betrag 
(der alljährlich valorisiert wird)9 und zwar im Kalender­
jahr 1979 um 330315 S9 aufgestockt 0 

Die nunmehr geltende Regelung geht auf eine Entschließung 
des Nationalrates vom 1601201972 zurück, in welcher der 
Bundesminister für soziale Verwaltung ersucht worden ist, 
für eine Verbesserung des Unfallschutzes der Mitglieder 
der Freiwilligen Feuerwehren vorzusorgen. Nach dem aus­
ärücklichen Wortlaut dieser Entschließung sollten auch 
die Länder zur Tragung des finanziellen Mehraufwandes 
herangezogen werden. In der Frage der Aufbringung der finan­
ziellen Mittel dieser Unfallversicherung hat das Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung in weiterer Folge Ver­
handlungen mit den Ländern geführt, die trotz der Bereit­
schaft des Bundes, die Hälfte der hiefür erforderlichen 
Mittel zu übernehmen, kein konkretes E~gebnis gebracht 
haben 0 Um dennoch eine Verbesserung des Unfallversicherungs­
schutzes der Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren zu er­
möglichen, wurde im Rahmen· der 30~ Novelle zum ASVGdie 
Konstruktion einer Höherversicherung vorgesehen .. 
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Zweifellos liegt der Einsatz der Feuerwehrleute im be­
sonderen allgeme.inen Interesse. Diesem Umstand wird, ob­
wohl die Belange des. Feuerwehr,.,esens·ausschließlich in 
die Kompetenz der Länder fallen, dadurch Rechnung ge­
tragen, daß der Bund - also die Allgemeinheit - frei­
willig die Hälfte der für diese Höherversicherung zu ent­
richtenden Beiträge übernommen hate Für jeden zur Höher­
versicherung angemeldeten Feuerwehrmann wird also auch 
vom Bund ein Betrag von 16 S jährlich entrichteto 

Leider hat sich seit dem Inkrafttreten dieser Regelung, 
dem 10 Jänner 1974, gezeigt, daß die Länder und Gemeinden 
von dieser Möglichkeit nur in sehr geringem Umfang Gebrauch 
gemacht habeno Dies, obwohl das Bundesministerium für so­
ziale Verwaltung mehrfach auf die Möglichkeit der Verbesserung 
der Unfallversicherung für freiwillige Feuerwehrleute auf­
merksam gemacht hato 1975 waren 27~ Mitglieder von Frei­
willigen Fe~er\'lehren, 1977 waren 485 Feuerwehrleute zur 
Höherversicherung gemeldet (zum Vergleich: Nach dem' jüngsten 
Tätigkeitsbericht des Österreichischen Bundesfeuerwehr­
verbandes gibt es in Österreich derzeit 40910 Feuerwehren 
cit 2460415 Mitgliedern)o 

Und nun zu der an mich gerichteten Anfragee In der darin 
zitierten Resolution wird u 0 ao die Schaffung einer rUndest­
bemessungsgrundlage von 930846 S-das ist die dreifache Höhe 
der 1978 . in der bäuerlichen Unfallversicherung geltenden 
Bemessungsgrundlage - für alle Mitglieder der Freiwilligen 
Feuerwehren unter Aufrechterhaltung des Prinzips der Bei~ 
tragsfreiheit verlangto Dazu ist folgendes zu sagen: 

Die Sozialversicherung ist von bestimmten, verfassungs­
rechtlich vorgegebenen Grundsätzen beherrschto Ein solcher 
Grundsatz ist etwa·der Zusammenhang zwischen Beiträgen und 

j; 
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Leistungen. We11ll auch dieses Versicherungsprinzip nicht 
ident ist mit der in der Vertragsversicherullg geltenden 
strengen lquivalenz von Leistung und Gegenleistung, so 
gilt dennoch auch in der Sozialversicherung, daß die 
Beiträge und Leistungen im Sinne des sozialen Risken­
ausgleiches und des Solidarität.sgedankens insgesa~t auf­
einander bezogen sein müsseno Oder wie dies der Ver­
fassungsgerichtshof beispielsweise in seiner Entscheidung 
SlgoNro 3670 ausgeführt hat, daß im Rahmen der Sozial ver- . 
sicherung "zwischen der EBhe der Beiträge und der HBhe 
der Versicherungsleistungen durchgängig ein ZusammenhangU 

bestehto Aus diesem Grund kann daher einem Vorschlag, der 
darauf hinausläuft, ohne besondere Teilversicherung und 
ohne besondere Beitragsleistung eine besondere Bemessungs­
grundlage für einen nFeuerwehrunfall" einzuführen, nicht· 
ohne wei-I;eres gefolgt werdeno 

Ein anderer Grundsatz ist das Gleichbehandlungsgebot. 
Auch die Sozialversicherungsgesetzgebung kann nur dann 
ungleiche Regelungen treffen, wenn sie sachlich begründet 
sind, wenn ei.ne verschiedene Regelung in der Verschieden-. 
heit der objektiven Lebensverhältnisse ihren Grund hat. 

Bekarultlich werden vom Unfallschutz im Rahmen der Sozial­
versicherung aus dem Grund des gemeinnü.tzigen Zweckes der 
in Betracht kommenden Einrichtungen und ihrer im öffent­
lichen Intere~se gelegenen Tätigkeit nicht nur die Nit­
glieder der Freiwilligen Feuerwehren erfaßto Die in der 
erwälmten Resolution vorgeschlagene Regelung zu Gunsten der 
frehdlligen Feue!'wehrmänner mll.ß daher auch aus dem Blick­
winkel der Gleichbehandlung aller im § 176 Abs.1 Z,,7 ASVG 
angeführten Institutionen beurteilt werden; schließlich darf 
auch die Frage nicht ungepriift bleiben, ob die verlangte 

:',. . 
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Garantiebemessungsgrundlage ~ür Feuerwehrunfälle unter 
Umständen eine ungleiche Behandlung bei der Entschädigung 
der Arbeitsunfälle von Gewerbetreibenden und von Land­
wirten angesichts ihrer niedrigeren Leistungsbemessungs­
grundlage (vgl. § 181 Abs.1 ASVG) darstellt. 

Die Verbindungsstelle der Bundesländer hat mir sm 6.11.1978-, 
GZ VST 482/68-1978, einen Beschluß der Landeshauptmänner­
konferenz vom 3.11 ... 1978 zur Kenntnis gebracht, mit dem die 
Konferenz dem Begehren des Osterreichischen Bundesfeuer-. 
wehrverbandes vom 23.10.1978 beitritt, allerdings mit der 
Maßgabe, "daß die begehrte. "Höherversicherung"systemge- . 
rechter als. Zusatzversicherung im Rahmen des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzesgestaltet werden sollte"; ferner 
erklären sioh die Länder in diesem Beso~luB bereit, "zu 
einer solchermaßen erreiohten Verbesserung des Unfallver­
sicherungsschutzes der Freiwilligen Feuerwehren die in der. 
30. ASVG-Novelle für eine höhere Versicherung vorgesehenen 
Beiträge zu leisten." 

Ich sehe in diesem Besohluß der Landeshauptmännerkonferenz 
die Bereitschaft der Länder" zu einer Neuregelung des Un­
fallversioherungsschutzes der freiwilligen Feuerwehrmänner, 
die jedenfalls im Rahmen des skizzierten Versicherungs­
prinzips bleibt. Unter diesen Umständen halte ich eine V~r-
besserung der Unfallversioherung der Mitglieder der Frei­
willigen Feuerwehren für möglich. Bei dieser Diskussion 
müssen. aber auch die angeschnittenen Fragen der Gleichbe­
handlung mit anderen schutzbedürftigen Personenkreisen ge­
klärt werden. Ich werde daher naehEinholung von Stellung- . 
nahmen der in Frage ltommenden Interessenvertretungen und. 
des Hallpt\'erbandes' der österreichischen Sozialversicherungs­
träger zu den Vorschlägen 'des OsterreichischenBundesfeuer-

." ";". 
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wehrverbandes lmdder V 8rbindlli'"lgsstelle der Bundesländer. 
zur Aufnahme von Gesprächen einladen. Die weiteren Schritte 
in der Angelegenheit werden vorn Ergebnis dieser Gespräche 
abhängen 0 

Abschließend möchte ich noch erwähnen r dall die AbgeorcLl1eten 

REGENSBURGER , NEmJANN p BRArillS':rÄTTER, DEUTSCHMANN , Dr. E. MOSER 

und Genossen am 10 Dezember 1978 eine parlamentarische 

Anfrage betreffend Verbesserung der Unfallversicherilllg für 
Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren (Nro2232/J) an mich 
gerichtet haben. Diese Anfrage entspricht ihrem Inhalt nach ~ 

im wesentlichen der der gegenständlichen Beantwort~~g zugrunde 
liegenden Anfrageo Im Hinblick auf' diese Übereinstimmung 
der Anfragen lauten auch die beiden Be&'"ltwortungen im wesent­
lichen gleicho 

.. "; .. 
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